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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitsmarkt
Verbot von „580-Mark-Jobs“?

Die hessische Landesregierung w ill über eine In itia­
tive im Bundesrat geringfügige, von der B eitrags­
pflicht zur Sozialversicherung be fre ite  B e sch ä fti­
gungsverhältnisse abschaffen. Die Begründung dafür 
gleicht der für die von SPD und DBG vor einem M onat 
erhobenen Forderung nach einer Beitragsp flich t fü r 
solche „580-Mark-Jobs“ : Im m er mehr Unternehm en 
würden solche Arbeitsplätze einrichten; dies führe zu 
Verzerrungen auf dem Arbe itsm arkt und öffne dem  
Mißbrauch des Sozialversicherungssystem s Tür und 
Tor.

Rund drei Millionen Arbeitnehm er waren nach einer 
Befragung im Jahre 1992 in Deutschland geringfügig 
beschäftigt. Die Zahl dürfte sich wenig geändert ha­
ben. Nicht eine Vermehrung so lcher B eschäftigungs­
verhältnisse, sondern ein Verbot hätte be trächtliche 
negative Wirkungen. Arbeitgeber verlören die M ög ­
lichkeit, Kosten zu sparen und Personal flexibel einzu- 
setzen. Die bisherigen Geringverdiener andererseits 
verlören die Chance, etwas zum Fam ilieneinkom m en 
hinzuzuverdienen. Im übrigen w ürde eine U m w and­
lung von beitragsfreien „580 -M ark-Jobs“ in be itrags­
pflichtige „610-Mark-Jobs“ n icht einen etwaigen M iß­
brauch abstellen, sondern die Rentenversicherung m it 
einem hohen Verwaltungsaufwand belasten.

Ein Verbot würde insgesamt s icherlich zu einem 
Wegfall von Arbeitsplätzen führen. Bei n icht o rtsge ­
bundenen Tätigkeiten wäre im Fall scharfen W ettbe­
werbs eine Verlagerung ins Ausland w ahrschein lich. 
Im  Bereich lokal gebundener Dienste, w o die m eisten 
der Geringverdiener arbeiten, müßte auf bre iter Front 
mit Preissteigerungen und m it einem Ausw eichen in 
Schv;arzarbeit gerechnet werden. H ilfreich für d ie ­
jenigen Geringverdiener, die R entenbeiträge w ü n ­
schen, wäre es, wenn die Tarifparteien die Schaffung 
von Teilzeitplätzen am unteren Ende der Lohnskala er­
leichtern würden. sp

Arzneimittel

Notbremsung gelungen

Nach dem Willen von Bundesgesundhe itsm inister 
Horst Seehofer soll die für das kom m ende Jahr vo r­
gesehene „Positivliste“ für Arzneim ittel nun doch nicht 
eingeführt werden. Über die G esetzesänderung hat 
die Bundesregierung am 1. Septem ber 1995 zu en t­
scheiden. Für die SPD, auf deren Druck 1992 die  Liste 
in den Kompromiß zur Gesundheitsreform  au fgenom ­

men wurde, ist diese in erster Linie ein Instrum ent der 
Q ua litä tssicherung bei der A rzne im itte lversorgung. 
Bei der Positiv lis te handelt es sich jedoch  prim är um 
ein Instrum ent der Kostendäm pfung. Ihr H aupteffekt 
is t de r e iner M engenbesch ränkung : B es tim m te  
A rzneim itte l werden von der R ückerstattung durch die 
G ese tz liche K rankenvers icherung  ausgesch lossen 
und, sofern sie m it erstattungsfäh igen Präparaten 
konkurrieren, unweigerlich vom  M arkt gekippt.

Ohne Zweife l hat die deutsche pharm azeutische 
Industrie über Jahrzehnte h inweg w ie „e ine M ade im 
S peck“ gelebt. Die G esundheitsreform en der vergan­
genen Jahre haben desha lb n icht zu Unrecht sparpo- 
litisohe Im pulse gesetzt. Je stärker aber die G esund­
he itspo litik  in R ichtung Kostenkontro lle  verlagert w ird, 
desto  eher werden die Arzne im itte lherste lle r in eine 
adm in istra tive K ostenschraube gezwängt. Dadurch 
gerät der S tandort Deutschland in Gefahr: G esund­
he itspo litik  ist zugle ich Industriepolitik . Vor diesem  
H intergrund hat Seehofer m it seiner Entscheidung, die 
„P os itiv lis te “ zu begraben, ein Zeichen gesetzt. Durch 
kluges Abw ägen zw ischen gesundheits- und indu­
s triepolitischen Zielen hat er Augenm aß bewiesen, 
w as beile ibe keinem Kniefall vor W irtschafts- und 
S tandesinteressen g le ichkom m t. Schließlich w ird m it 
der Positiv lis te als G ebotsnorm  m assiv in die H and­
lungsfre iheiten von Industrie, Ärzten und auch Patien­
ten eingegriffen. Man muß sich vor Augen halten, w ie 
le icht eine Regulierungsschraube überdreht werden 
kann. Und w er kontro llie rt die K ostendäm pfungs­
technokra ten? Seehofers Entscheidung -  eine ge lun­
gene Notbrem sung! w ib

Sozialhilfe

Kontraproduktive Einsparungen

B undesgesundhe itsm in is te r Seehofer hat fü r den 
Herbst einen neuen Vorstoß zur Novellierung des 
Asylbew erberle istungsgesetzes angekündig t. Dieses 
Vorhaben w ar im Frühjahr am W iderstand der FDP ge ­
scheitert. Der hohe Ausländeranteil an den Sozia lh ilfe­
em pfängern (1993: ein Drittel) hatte bereits 1993 die Re­
gierung veranlaßt, Asylbewerber, d ie  sich w eniger als 
ein Jahr in der Bundesrepublik aufhalten, aus der S o­
zia lh ilfegesetzgebung herauszunehm en. Seit N ovem ­
ber 1993 erhalten diese Asylbew erber entw eder Sach­
le istungen oder gegenüber der „no rm a len“ Sozialhilfe 
um knapp ein Dritte l gekürzte G eldle istungen.

Bei vo rübe rgehendem  A u fe n tha lt m ag d iese 
H erabsetzung der Le istungen vom  sozio-ku lture llen 
auf das physische M in im um  vertre tbar sein. Nun plant 
der M in ister aber. 1,3 Mrd. DM dadurch einzusparen.
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daß d ie  A sy lbew erbe rrege lung  au f B ü rge rk riegs­
flüch tlinge und gedu ldete Asylanten, die sich länger 
als ein Jahr in der Bundesrepublik aufhalten, ausge­
dehnt w ird. Diese Position spiegelt o ffensichtlich den 
politischen W illen wider, diese G ruppe so ba ld wie 
m öglich in ihre Heim at abzuschieben. Sie sollen also 
gar n icht in tegriert werden und bedürfen vor diesem  
H intergrund auch nicht dem  sozio-ku lture llen Exi- 

stenzm inim um  entsprechende Leistungen.

So erw ünscht Einsparungen angesichts der gene­
rellen Haushaltslage auch sind, sie können sich ge­
legentlich als kon traproduktiv  erweisen: Denn m an­
ge lnde In tegrationsm öglichkeiten für M enschen, die 
s ich auf unbestim m te Zeit, m öglicherw eise sogar auf 
Dauer, in der Bundesrepublik aufhalten, können sozia­
len S prengsto ff schaffen und sind durchaus kosten in­
tensiv -  wenn auch für andere Ressorts. Im übrigen 
s te llt sich die Frage, ob hier n icht langfristig der B o­
den für eine allgem eine Sozia lh ilfeanpassung nach 
unten bereite t werden soll. er

Private Krankenversicherung
Mogelpackung

D ie  Privaten Krankenversicherer m üssen ihre Bei­
tragssätze erheblich anheben, da die  Lebenserw ar­
tung gemäß einer neuen S terbetafel gegenüber 1987 
deutlich gestiegen ist. Es drängt sich der E indruck 
auf, daß die Lebenserw artung bislang bei der Prä­
m ienberechnung bewußt zu niedrig angesetzt worden 
ist, um die Beiträge für neu zu versichernde Personen 
künstlich niedrig zu halten. Denn gerade m it den im 
Verhältnis zu den gesetzlichen Krankenkassen güns ti­
geren Tarifen werden neue Kunden geworben.

Solche niedrigen Tarife sind „M oge lpackungen“ für 
den Versicherungsnehm er, da sie den Keim späterer 
Präm ienexplosionen bereits in sich tragen. Bei den 
spä te r e rfo rde rlichen  B e itragse rhöhungen is t ein 
W echsel in die G esetzliche Krankenversicherung seit 
dem  G esundheitsreform gesetz n icht m ehr m öglich. 
Auch ein W echsel von der einen privaten Krankenver­
sicherung zur anderen wäre m it erheblichen N ach­
teilen verbunden. Die privaten Krankenversicherer 
müssen näm lich A lterungsrückste llungen bilden, die 
den sonst erforderlichen Anstieg der Prämien m it dem  
Ä lterw erden der versicherten Personen auffangen so l­
len. Da die  A lterungsrückste llung bei Vertragskündi­
gung n ich t ausbezahlt oder übertragen wird, b indet 
sie den Versicherungsnehm er faktisch auf Lebenszeit 
an das Versicherungsunternehm en.

Der Anreiz, d ie Beiträge für junge, neu zu versichern­
de Personen geringer als angem essen zu kalkulieren,

sollte durch die  Ü bertragbarke it von A lterungsrück­
ste llungen bese itig t werden. Dann können die Unter­
nehm en die Präm ien der A ltversicherten wegen der 
G efahr der Abw anderung n ich t m ehr so einfach er­
höhen. Auch w ird  der D ruck fü r d ie  Unternehm en ge­
ringer, neu zu versichernde Personen m it Lockange- 
boten an sich zu binden, da dann n ich t nur um diese 
Personengruppe W ettbew erb herrscht. gt

Japan

Zeichen an der Wand

D ie  Krise der C osm o-K red itgenossenschaft ist ein 
w eiteres Zeichen für den angeschlagenen Zustand 
des japanischen Bankensystem s, dessen Mitglieder 
im fünften Jahr nach dem  Platzen der Spekulations­
blase auf dem  A ktien- und Im m obilienm arkt teilweise 
offenbar erst wenig m it der Konsolid ierung vorange­
kom m en sind. Über den Um fang no tle idender Kredite 
insgesam t und die  Zahl e igentlich insolventer Institute 
können angesichts der B ilanzierungspraktiken nur 
M utm aßungen angeste llt werden. Die jüngs t vom Fi­
nanzm inisterium  genannte Zahl von 50 Billionen Yen- 
das en tsprich t re ichlich 10%  des Sozialprodukts -  
dürfte  nur die Untergrenze der zur Zeit notleidenden 
Kredite im gesam ten F inanzsektor markieren. Deren 
Um fang, und dam it der W ertberichtigungsbedarf, wird 
voraussich tlich  nur langsam  abnehm en, insbesondere 
weil ein Ende des Verfalls der Im m obilienpreise bis­
lang n ich t erkennbar ist.

Die im m er deutlicher zutage tre tenden Schwierig­
keiten bei der Bew ältigung der Schuldenproblematik 
und die  Risiken für die gesam te W irtschaft, die damit 
verbunden sind, haben die Regierung veranlaßt, wei­
tere H ilfsm aßnahm en anzukündigen, die in einem Zeit­
raum von fün f Jahren um gesetzt werden sollen. Äuße­
rungen seitens des F inanzm in isterium s deuten darauf 
hin, daß einzelne Institute n ich t m ehr künstlich und 
um jeden Preis erhalten werden und es künftig ver­
stärkt zu Zusam m ensch lüssen kom m en w ird. Die Be­
reinigung der b isher durch überm äßigen Schutz der 
Institu te  gekennzeichneten japan ischen Bankenland­
scha ft dürfte  nun endlich in Gang kom m en. Die län­
gerfristigen W irkungen gehen, zusam m en mit schon 
eingele iteten Libera lis ierungs- und Deregulierungs­
prozessen, s icherlich in R ichtung einer Effizienzstei­
gerung des F inanzsystem s und dam it einer Verbesse­
rung der gesam tw irtschaftlichen Rahmenbedingun­
gen. Kurzfristig dom in ieren aber weiterh in  die brem­
senden Effekte fü r die W irtschaftsen tw ick lung. er
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